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Neue Bestimmungen über die Tätigkeit der Konflikt- und Schieds­
kommissionen —weitere Ausgestaltung der sozialistischen Rechtsordnung -

Die Verfassung der DDR erhebt in Art. 92 die Konflikt- 
und Schiedskommissionen zu gesellschaftlichen Gerich­
ten, die im Rahmen der ihnen durch Gesetz übertrage­
nen Aufgaben Rechtsprechung ausüben. Damit wird die 
Integration dieser gewählten Organe der Erziehung und 
Selbsterziehung der Bürger in das System der sozialisti­
schen Rechtspflege verfassungsrechtlich bestätigt1.
In Verwirklichung der Verfassung beschloß die Volks­
kammer am 11. Juni 1968 das Gesetz über die gesell­
schaftlichen Gerichte der DDR — GGG — (GBl. I S. 229). 
Einzelheiten sind in den Erlassen des Staatsrates der 
DDR über die Wahl und Tätigkeit der Schiedskommis­
sionen — Schiedskommissionsordnung (SchKO) — vom
4. Oktober 1968 (GBl. I S. 299) und über die Wahl 
und Tätigkeit der Konfliktkommissionen — Kon­
fliktkommissionsordnung (KKO) — vom 4. Okto­
ber 1968 (GBl. I S. 287) geregelt. Das Gesetz und die Er­
lasse bilden eine Einheit. Sie sind die gesetzliche Grund­
lage für die Wahl, Stellung, Aufgaben, Arbeitsweise und 
Befugnisse der Konflikt- und Schiedskommissionen.
„Mit der Erhebung dieser Kommissionen zu gesellschaft­
lichen Gerichten geht es nicht einfach darum, staatliche 
Funktionen in Gestalt eines Teiles der Rechtsprechung 
aus dem bisherigen System und Privileg des sozialisti­
schen Staates und der staatlichen Rechtspflegeorgane 
herauszulösen und gesellschaftlichen Organen zu über­
antworten. Es geht vielmehr um die Herbeiführung 
einer noch engeren Verbindung von Staat und Gesell­
schaft auf dem Gebiet der sozialistischen Rechtspflege, 
darum, daß das Grundrecht unserer Bürger auf umfas­
sende Mitbestimmung aller öffentlichen Angelegenhei­
ten weiter ausgebäut wird.
In diesem Sinne ist die Tätigkeit der gesellschaftlichen 
Gerichte nicht nur allgemeine Überzeugungs- und Er­
ziehungsarbeit, sondern, weil sie eben auch Rechtspre­
chung ist, zugleich unmittelbare Durchsetzung und Ver­
wirklichung der staatlichen Verhaltensnormen und 
-regeln. Auf diese Weise finden der dialektische Zusam­
menhang und die dynamischen Wechselbeziehungen zwi­
schen Überzeugung und Administration, zwischen Er­
ziehung und Zwang sowie deren neuer Inhalt und Cha­
rakter sinnfälligen Ausdruck. “ 2

Stellung, Bildung und Wahl der gesellschaftlichen 
Gerichte
Die Stellung der gesellschaftlichen Gerichte wird durch 
ihre Einordnung in das einheitliche System der sozia­
listischen Rechtspflege und der sozialistischen Demokra­
tie (Art. 90 und 92 der Verfassung, §§ 1 bis 3 GGG) sowie 
durch ihr Tätigwerden in bestimmten gesellschaftlichen 
Teilbereichen — die Konfliktkommission (KK) im Be­
trieb. die Schiedskommission (SchK) in der Stadt, Ge­
meinde oder Produktionsgenossenschaft — gekennzeich­
net. Für die KK und SchK gelten bei der Wahrneh­
mung der ihnen übertragenen Aufgaben die gleichen 
Prinzipien wie für alle Gerichte: die Unabhängigkeit in

1 Vgl. Wünsche, Begründung des Gesetzes über die gesell­
schaftlichen Gerichte vor der 9. Tagung der Volkskammer, 
NJ 1968 S. 385; Homann, „Die gesellschaftlichen Gerichte im 
System unserer sozialistischen Rechtspflege“, Sozialistische 
Demokratie Nr. 42 vom 18. Oktober 1968, S. 5.
2 Aus der Rede des Stellvertreters des Vorsitzenden des Staats­
rates Dr. Heinrich Homann in der 12. Staatsratssitzung am 
4. Oktober 1968, in: Gesellschaftliche Gerichte — fester Bestand­
teil unserer sozialistischen Rechtsordnung, Schriftenreihe des 
Staatsrates, Heft 5 1968, S. 10.

der Rechtsprechung, die strikte Bindung an die Verfas­
sung, die Gesetze und andere Rechtsvorschriften (§ 2 
Abs. 2 GGG), die Wahl ihrer Mitglieder (§ 6  GGG), die 
Möglichkeit der Abberufung (§ 7 Abs. 3 GGG) und die 
Berichterstattung vor den Wählern (§ 7 Abs. 2 GGG). 
Die KK sind zugleich Organe der sozialistischen Demo­
kratie im Betrieb, die die Aktivität der Werktätigen 
fördern und die Gewerkschaften bei der Wahrnehmung 
ihres verfassungsmäßigen Rechts auf Mitbestimmung 
unterstützen3; die SchK haben andererseits die spezielle 
Aufgabe, die Entwicklung sozialistischer Verhältnisse 
des Zusammenlebens der Bürger im Wohngebiet zu 
fördern (§ 3 GGG). Die KK und SchK -sind keine Staats­
organe, sondern g e s e l l s c h a f t l i c h e  Gerichte4. Das 
einheitliche System der sozialistischen Rechtspflege um­
faßt somit im Bereich der Rechtsprechung staatliche 
und gesellschaftliche Gerichte.
Die Bestimmungen über die Bildung gesellschaftlicher 
Gerichte bauen auf dem bisherigen Stand der Entwick­
lung auf. Neu und politisch bedeutsam ist, daß künftig 
auch in privaten Betrieben nach den gleichen Grundsät­
zen wie in allen anderen Betrieben KK zu bilden sind 
(§ 4 Abs. 1 GGG). Die Mitarbeit der privaten Betriebe im 
Rahmen der gesamten Volkswirtschaft, der Stand des 
Bewußtseins der Werktätigen in diesen Betrieben und 
die Aufgaben der Gewerkschaften erfordern einen sol­
chen Schritt5.
Die Wahlperiode der Mitglieder der KK beträgt zwei 
Jahre, diejenige der Mitglieder der SchK vier Jahre 
(§ 6  GGG). Die kürzere Wahlperiode für KK-Mitglieder 
ist vor allem aus den Erfordernissen in den Betrieben 
und im Hinblick auf die Gewerkschaftswahlen begrün­
det. Dadurch werden allzu häufige Nachwahlen, die sich 
in Auswirkung strukturverändernder Maßnahmen erge­
ben können, vermieden.
Um die Wahl der Richter und Schöffen mit der Wahl 
der SchK-Mitglieder in den Städten, Gemeinden und 
LPGs weitgehend zu verbinden, wurde die Wahlperiode 
mit vier Jahren entsprechend angeglichen. Die 1968 ge­
wählten SchK-Mitgliede'r sind nach der Übergangsrege­
lung des § 6 6  SchKO nur für zwei Jahre gewählt; da­
durch wird der Anschluß an die Termine der Richter­
wahl gefunden.
Die Bestimmungen über die Wahl der Mitglieder der 
gesellschaftlichen Gerichte sind im wesentlichen unver­
ändert geblieben (§§ 4 Abs. 2, 6  und 7 GGG). Generell 
ist die Wahl von 8  bis 15 Mitgliedern vorgesehen (§ 2 
Abs. 1 KKO und SchKO); ausnahmsweise kann ihre 
Zahl auf 6  verringert oder bei den SchK bis auf 20 er­
höht werden (z. B. für den Bereich mehrerer Gemein­
den). Diese Regelung enthält die notwendige Bestimmt­
heit, läßt aber auch genügend Spielraum für Besonder­
heiten. Zum Mitglied eines gesellschaftlichen Gerichts 
kann gewählt werden, wer 18 Jahre alt ist. Die in der 
bisherigen KK-Richtlinie in Ziff. 8  vorgesehene Aus-

3 vgl. Heintze, „Hohe gesellschaftliche Verpflichtung“, Arbeit 
und Arbeitsrecht 1968, Heft 15, S. 426.
4 vgl. dazu die Stellungnahme des Verfassungs- und Rechts­
ausschusses der Volkskammer, vorgetragen vom Abg. Prof. 
Dr. Rainer Arlt, NJ 1968 S. 388.
5 Von der bisher bestehenden Möglichkeit, in privaten Be­
trieben SchK zu bilden, ist kaum Gebrauch gemacht worden, 
da die SchK nicht für Arbeitsrechtssachen zuständig ist. Ohne 
eine solche Zuständigkeit fehlt es aber in einem kleineren 
Betrieb an genügend Voraussetzungen für die Tätigkeit eines 
gesellschaftlichen Gerichts.
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